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Vorläufige Besitzeinweisung

Im Bodenordnungsverfahren Schraden l, Landkreis Elbe-Elster, erlässt das Landesamt für Ländliche
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung als Flurneuordnungsbehörde folgende

Anordnung

l. Die Beteiligten werden gemäß § 63 (2) des Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) i. d. F. der
Bekanntmachung vom 03. 07. 1991 (BGBI. l S. 1418), zuletzt geändert durch Artikel 40 des Geset-
zes vom 23. 07. 2013 (BGBI. l S. 2586) in Verbindung mit § 65 des Flurbereinigungsgesetzes
(FlurbG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 16.03. 1976 (BGBI. l. S. 546) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 19. 12. 2008 (BGBI. S. 2794), ab 01. 12. 2016 in den Besitz der neuen Grundstücke einge-
wiesen.

II. Mit den in den Uberleitungsbestimmungen vom 24. Oktober 2016 bestimmten Zeitpunkten gehen
der Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf den in der neuen Feldein-
teilung benannten Empfänger über. Die Beteiligten erhalten zu diesen Zeitpunkten den Besitz, die
Verwaltung und die Nutzung der neuen Grundstücke und verlieren den Besitz, die Verwaltung und
die Nutzung der alten Grundstücke. Insbesondere treten die Erzeugnisse der neuen Grundstücke
in rechtlicher Beziehung an die Stelle der Erzeugnisse der alten Grundstücke. Soweit an Erzeug-
nissen oder sonstigen Bestandteilen besondere Rechtsverhältnisse bestehen können, gilt der
Empfänger als Eigentümer der neuen Grundstücke - § 63 (2) LwAnpG in Verbindung mit § 66 (1)
FlurbG.

Der Termin der vorläufigen Besitzeinweisung ist gleichzeitig der Zeitpunkt der Wertgleichheit des in
das Bodenordnungsverfahren eingebrachten Grundbesitzes und der im Bodenordnungsverfahren
zugeteilten Landabfindung eines jeden Teilnehmers (§ 58 Abs. 1 LwAnpG i. V. m. § 44 (1) FlurbG).

IV. Die Uberleitungsbestimmungen, die die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand regeln, und
die Zuteilungskarten, Blatt 1 bis 4, liegen zur Einsichtnahme ab sofort zwei Wochen zu den Ge-
schäftszeiten aus:

Amt Schradenland

Beratungsraum
Großenhainer Straße 25
04932 Graden

Stadt Elsterwerda

SG Liegenschaften Zi. 205
Hauptstraße 12
04910Elsterwerda

Gemeinde Röderland
Bauamt

KoschkaerWeg 1b
04932 Röderland

sowie im

Verband für Landentwicklung und Flurneuordnung (vif), Parkstraße 1, 03205 Calau und im
Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Karl-Marx-
Straße 21, 15926 Luckau.
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V. Anträge auf Beteiligung von Nießbrauchern an den dem Eigentümer zur Last fallenden Beiträgen,
auf Erhöhung oder Minderung der Pacht oder auf Regelung des Pachtverhältnisses (§§ 69 und 70
FlurbG) sind - soweit die Beteiligten nicht einigen können - gemäß §§ 66 Abs. 2 und 71 FlurbG
spätestens 3 Monate nach Erlass dieser Anordnung beim Landesamt für Ländliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung (Regionalstelle Luckau, Karl-Marx-Straße 21, 15926 Luckau)
zu stellen.

VI. Die rechtlichen Wirkungen dieser vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des
Bodenordnungsplanes gemäß § 63 (2) LwAnpG in Verbindung mit §§ 61 oder 63 FlurbG. Der in
der Ausführungsanordnung zu bestimmende Zeitpunkt des neuen Rechtszustandes wird gesondert
bekannt gegeben.

VII. Den Beteiligten wurde die neue Feldeinteilung mit der Bekanntgabe der beabsichtigten Neueintei-
lung (Plananzeige) bereits erläutert. Weiterhin besteht die Möglichkeit sich die Neueinteilung an-
hand der Zuteilungskarten erläutern zu lassen.

VIII. Die nach §§ 34 und 85 Ziffer 5 FlurbG festgesetzten zeitweiligen Einschränkungen des Eigentums
bleiben bis zur Unanfechtbarkeit des Bodenordnungsplanes bestehen. Deshalb können - soweit in
den Uberleitungsbestimmungen nichts Anderweitiges festgesetzt ist - auch weiterhin Änderungen
der Nutzungsart, die über den Rahmen eines ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetriebes hinausge-
hen (z. B. Rodungen, Beseitigung bzw. Neuanlage von Obstanlagen), Errichtungen oder Verände-
rungen von Bauwerken und Einfriedungen, Beseitigung von Bäumen, Beerensträuchern, Hecken
usw. sowie Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung überstei-
gen, nur mit Zustimmung des Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flur-
neuordnung vorgenommen werden.
Die Unanfechtbarkeit des Bodenordnungsplanes wird zu gegebener Zeit bekannt gemacht.

Die sofortige Vollziehung der vorläufigen Besitzeinweisung wird nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) i. d. F. vom 19. 03. 1991 (BGBI. l S.686), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 23. 07. 2013 (BGBI. l S. 2543) angeordnet mit der Folge, das Rechtsbehelfe gegen diese
vorläufige Besitzeinweisung keine aufschiebende Wirkung haben.

Gründe

Die Grenzen der neuen Grundstücke (Abfindungsgrundstücke) sind in die Ortlichkeit übertragen. Die
endgültigen Nachweise für Flächen und Werte der neuen Grundstücke liegen vor und das Verhältnis der
Abfindung zu dem von jedem Beteiligten Eingebrachten steht fest. Den Beteiligten wurde auf Wunsch die
Feldeinteilung in der Ortlichkeit bereits angezeigt.

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft wurde gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG in Verbindung mit § 62
Abs. 2 FlurbG zu den Uberleitungsbestimmungen sowie zu dieser Anordnung gehört. Die gesetzlichen
Voraussetzungen für die Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung sind daher gegeben.

Durch die vorläufige Besitzeinweisung bleibt das Recht der Beteiligten, gegen den noch vorzulegenden
Bodenordnungsplan Widerspruch einzulegen, unberührt. Unbeschadet dieser Anordnung sind Anderun-
gen der Land- und Geldabfindung im Bodenordnungsverfahren im Ergebnis von anhängigen Rechts-
behelfsverfahren möglich.
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Die sofortige Vollziehung dieser Anordnung liegt im überwiegenden Interesse der Beteiligten des Verfah-
rens. Die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs hätte bei der örtlichen Verflechtung der Altgrundstü-
cke und der neu zugeteilten Grundstücke zur Folge, dass viele Beteiligte ihre Landabfindung zu den in
den Uberleitungsbestimmungen vorgesehenen Zeitpunkten nicht in Besitz nehmen könnten. Der Nut-
zungswechsel ist grundsätzlich nur zwischen der Ernte der Vorkultur und der Neuaussaat der Nachfolge-
kultur möglich. Der Besitzwechsel ist somit auf einen engen Zeitraum abzustimmen, eine auch nur ge-
ringfügige Verschiebung über diesen Zeitraum hinaus hätte zur Folge, dass der Nutzungswechsel ver-
schoben werden müsste. Bei der Vielzahl der beteiligten Eigentümer und Nutzungsberechtigten und der
vorhandenen Verzahnung der Besitzstände muss sich der Übergang von Besitz, Verwaltung und Nut-
zung auf die Empfänger der neuen Grundstücke einheitlich zu den festgesetzten Zeiten vollziehen, da
sonst eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung der neu zugeteilten Grundstücke nicht gewährleistet ist.

Die Verzögerung der Besitzübernahme hätte deshalb erhebliche Nachteile für die Beteiligten zur Folge.
Das öffentliche Interesse und das gemeinschaftliche Interesse der Teilnehmer des Bodenordnungsver-
fahrens überwiegen das Interesse einzelner Beteiligter an der aufschiebenden Wirkung gegebenenfalls
von ihnen eingelegter Rechtsbehelfe. Die Voraussetzungen des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO für die
Anordnung der sofortigen Vollziehung sind damit gegeben.

Rechtsbehelfsbelehruna

Gegen diese Anordnung sowie gegen die Überieitungsbestimmungen kann innerhalb einer Frist von
einem Monat nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden.

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim

Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung
Karl-Marx-Straße 21, 15926 Luckau

einzulegen.

Der Widerspruch hat gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VGO keine aufschiebende Wirkung.
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung gemäß § 80 Absatz 5 Satz 1 VwGO beantragt werden bei dem

Oberverwaltungsgericht Berlin - Brandenburg
Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin

?4. Oktober 2016

Reppman/

RegionalteSmleiterin Bodenordnung
s.^/.. 2-' ..,^^



Landesamt für Ländliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF)
Regionalstelle Luckau
Karl-IWarx-Straße 21
15926 Luckau

Uberleitunqsbestimmunqen

für das

Bodenordnungsverfahren Schraden l
VNr. 6005 Q

hD^tcvhosmehLea"nTe nsär^'^^S^
^T2tuTsLa5^1anl^d^E, nLtkiu^Land»wrt^^^^^1SR2 ."nd«*J lTn^wrtslh±a^s^3esit z<LWAn^^18LZ,"lltzt. ?ea".deld.urch Artlkel, 40des'Gesetze. svom23:JU^
^äs^^E^ESiHm ^^^6SS^^S
Yohm^n^ioo^BGBU12 L94^d;etatsäc.hl.iche. ü.berieit"n9ausdembisherigenm~den~neu7naaste
Übergang des Besitzes, der Verwaltung und der Nutzung der'neuen'GrundstücTe^ 

"lu°" "'"""'"'!>la"ul'

s,'enlre^mld em",Lagl'n.Kraft;an,clemdurch das Landesamtffir Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuord.

^^^TS9^SS^Edfe?s^z:5^=^t^S
l. V. m. § 65 FlurbG vorläufig eingewiesen sind.

1.

Allgemeine Bestimmungen

Diese Uberieitungsbestimmungen gelten für alle am Bodenordnungsverfahren Beteiligten,
2' Sa^hnri^, un^ril9 !nnln lten.Reielul9 enge_hen der Besitz' die vera'anu"9und die Nutzung v°" de" bis-

ngen urundstücken auf die neuen Grundstücke zum

über.
01. 12. 2016

3- ^d^Sn%TSeanufdenendienachfol9endenFruchtartenstehen'erfol9'derBesteüber9an92"^e"-
Nufzungsart bzw. aufstehende Fruchtart Spätester Zeitpunkt der Räumung, Besitzübergang

Sonstige Wintergetreide

Winterbegränung (KULAP) am31. 10. 2017



Gebäudeflächen, Hofräume
nicht versetzbare Anlagen

Hausgärten, Gärten

Obstbäume, Beerensträucher

versetzbare Anlagen

Bestockte Holzflächen (Wald, Windschutzstreifen)
Straßen / Wege / Gräben

am28. 02. 2017
(vgl. Nr. II. 3)

am31. 03. 2017

am31. 03. 2017

am 31. 05. 2017 (vgl. Nr. ll. 2.)

am28. 02. 2017

am28. 02. 2017

4' B^"FtnH"«^Lt^dmcauf9!fuhrtenTerminen des Sesitzüberganges müssen alle auf den landwirtschaftli-

^F^v. °^e^n F!whteab3ee'^müase 9ela9^en Vorräte weggeräumtsein'Da^ken^n
^^^^!r^ !;w^9^a^a^d^en t n^nschließu^F;eidranfl^tni^^b^^
tbBm.tu."g.deLHauptffuchtd"rfen. zwLschenfrü^
^^t^c!^, sel-denn^rache. twterlie9t()er. Fönjerun9derW'"te^gTun^'^tTde^Ü^'
^^e. Bete''^^es^rechriten^tbeaäten'hate"temATOPT^aufEntschädig^g. ^ri^^;
^si.sld e,r"e"ue.Besltz!:berechli?t' nocha"fetehendeoder lagernde Frächteoto Material li'^^ ^
fahr des bisherigen Besitzers nach vorheriger schriftlicher Zustimmung de'rRumeuo'rdnungrbl ehö"rde"zu°enutf^^

5' DlB ete"L9te".kCT"e^abweiche"de.vereinba[un9e"hi"si[:htli(:hder unter 1. /3. und l. /4. aufgefüh
^e,r±a,ndNtreffe.nlwennh. ierd", rch Rechte Dritter nicht betroffen werden: Die'se'VereSun'gecn lb'eZrfeun'yd'e'r
Zustimmung der Flumeuordnungsbehörde.

6- ^', AUS91ete"h^Bäume'Gehölze und waldbestä"de wird mit den unter Nr. 11. /5. bis 11. /7. aufgeführten Bestim-

1.2

II. Wirkungen des Besitzüberganges
1. Allgemeine Bestimmungen

1'1 De«r,B^itz.9ehtnKraftG!set2zuclen, in den "terteitungsbestimmungen festgesetzten Zeitpunkten ohne Besitzer-
9'!'fun?. uber-Dte. emgewiesene" Besitzer 3enie»enab den unteN^2. und'm"festg^S"Te^^^'Be^^
?chutz"au?. 9egen-über"de"rnb^e"9en Ei9.entümer §§ 861. 862-BGB: Bürgeriiche7Gesrtzbuch°i. "d'"^"de'3rBe"
s^z^^^i5iml(?s^?^^=?^^^
rß°§7377^rlGB^hsaf?e1n76)'zusätzllch kan" die F'umeuordnun9stetodi^

  
Bete'"?-ten. s'nd.n":htberechtigt'die törsie "icht wieder angewiesenen Grundstücke nach den unter 1. /2. und

l;ßn^st9lTte"T!rm. LnenweteLZ "bewirtschafte. "'..m
b^9en.odceLEmteeroT^se darauf2u lagem; Beteii'9te. die dieser^^^
^he,n"dlsco\äto:. D!len, un_geachtetgehe^besteilleNachf^
^.;5X^^S:;esneuenBesitzersüber;Furwau9rundsiückefind-d^;u^;:
Dle.b'lzum . Besitzube?.an9nicht .entfemte"Feldfrüchte kann der neue Besitzer mit dem Besitzantritt wie ein Ei-

S^S^^ÄSrad^h^"^^^i^^^:=^^^>
d^sa'SBesitza"fiabe\'n. de.rAbsicht'aufdasEi9entumdaranzuverzichten7ai n'zus°e7en'(§959'BGBS"De'^m'n°-1
^;^'ru ^G;l"Tewird^tde~ 1,/2' und l:/3.-fe^setzte^ag'du^S^hm^^'^

der dann herrenlos gewordenen Feldfrüchte und Vorräte.

1'4 ^ZSS eneB2to,hatlo ndemz!ilpunktdes ^'t^bergangesan die Pflicht, den zugewiesenen Besitz

^r^^fa^han^"^ein, v^o^n?sbewu^tertesi^nei^enAn^egi^^^"e^pflegt. Hierzu gehört auch, eintretende Nachteile abzuwenden oder zu'minde°ml E'in'Siadie"V^naacMaus"s;g'u"ncg

1.3



Bodenordnunasuerfahren Schraden l. Verf. -Nr. 6005 0 - Überleitunasbeslimmunaen

dieser Pflichten eintretender Schaden geht zu Lasten des Empfängers der neuen Grundstücke.

1'5 ^m.eS'9eFe^erpflaT".,d'" 01.09.2015 eingesät wurden, wird keine Entschädigung gewährt.
1 ""P;2015 e"19esäte Fläche" kann auf Antrag eine Entschädigung festgesetzt werden'DCTAntra'gis

l .Or2017zu stellen. Mit Zustimmung der Flumeuordnungsbehörde können die Teilnehmer den Wertau's-'
gleich unter sich regeln.

2. Versetzbare Anlagen

Versetzbare Einfriedungen, Tränkanlagen, Viehschutzhütten, Stein-, Erd- und Komposthaufen und sonstiae Anla-
genial der bisherige Besitzerspätestens bis zum 30. 06. 2017 zu entfernen, sofem'zwischenihmundder^'neuen

nichts anderes vereinbart wird.

Haben die Beteiligten keine solche Vereinbarung getroffen und sind die Anlagen nicht in
zeit ̂ "tfemtw°.rde"', so lst dies..als Besitzauf9abe und als Absicht auf Verzicht auf das'Eigentum anz'u'sehen"!

)^ Der Abfindungsempfänger wird mit dem 01. 07. 2017 durch Inbesitznahme zum Eigentumer~de7dan'n'her'
renlos gewordenen Sache.

3. Nicht versetzbare Anlagen

Wesentliche Bestandteile eines Grundstückes (Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, nicht versetzbare Einfrie-
gen u. a. ) werden, soweit eine Wertermittlung nichtdurchgeföhrtist, und wenn eine gütliche EinigunazwTs

^Eigentümer und dem Empfänger der Abfindung nicht erreicht wird, von Amts wegen'bewertet'Vor
hädigt werden. Die erforderlichen Entschädiaunaen und

i werden durch die Flumeuordnungsbehörde besonders geregelt und den Beteiligten in-e?nemAnho"
m<"g?em, "". beka"ntgegeben: EntePrect'e"de schriftliche Anträge auf Bewertung sind'spatestens'bis "zum

der Flurneuordnungsbehörde zu stellen.

4. Neue Anlagen

4. 1 Vorratsmieten, Weideschuppen, Tränkanlagen, Einfriedungen und andere Anlagen dürfen nur noch auf den Abfin-
bzw. errichtet werden. Weitere Regelungen triffidie Flurneuordnungsbehörde aeae.

; auf Antrag der Beteiligten; der Antrag ist schriftlich bis zum 31. 03. 2017 zu stellen.'

4. 2 Für die Herstellung, Veränderung oder Beseitigung von Weidezäunen und anderen, jederzeit umsetzbaren Einfrie-
'9em-§ 34Abs'1 Nr-2 Flurbereinigungsgesetz(FlurbG) i. d. F. B. vom 16.03. 1976 (BGBI.'IS"

ailetzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom"19. 12. 2008 (BGBI. l S. 2794) erforderliche Zustimmuna de'r
Flumeuordnungsbehörde hiermit als erteilt.

4'3 lm ubn9!"?elte",d'eE'"schrä"ku"9e" des-§34 FIUI:bG bis zw Unanfechtbarkeit des Bodenordnungsplanes wei-
i dürfen Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen und ähnliche Anlagen nurmitZuSimmuna der

- errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden.
5. Obstbäume und Beerensträucher

5. 1 Für abgängige^nfruchtbareund noch verpflanzbare Obstbäume und Beerensträucher wird eine Entschädio
1. Es steht jedoch den hiervon Betroffenen frei, für noch verpflanzbare ObstbäumeundBeerensfräu"

i Wertausgleich unter sich außerhalb des Bodenordnungsverfahrens vorzunehmen. DVrbishenae'E'iaen.
tumer kann abgängige und noch verpflanzbare Bäume und Sträucher bis zum 31. 03.2017 entfernen'iow^i'thieTbei
Bäume gefällt werden, sind sie samt Wurzelstöcken zu beseitigen und die Fläche einzuebnen.

52 Bestehen  lT9sv_ersch'edenhe'te. n zwischen den BeteiNgte" darüber, ob Obstbäume abgängig, unfruchtbar
i ye rpflanzbar sind, so entscheidet auf Antrag eines Beteiligten die Rurneuordnungsbehöäe hierüber, ^

; nach Anhörung eines Sachverständigen. Der Antrag ist schriftlich bis zum 31, 03. 2017 zusteilen8 '.'

5. 3 Alle nicht inehrrei-pflanzbaren, tragfähigen Obstbäume und Beerensträucher gehen mit dem Grund und Boden.
spätestens nach derAberntung, auf den Empfänger der Landabfindung über.
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5.4

6.

6.1

Der. Empfä"gwhatd'ese obstbaume und Beerensträucher gegen eine angemessene Erstattung zu übernehmen.
9e. E'.9e"tümer lst, in Gelcl al'2u_fi"de";Die Flurneuordnungsbehörde regelt dieseniWertausgleichinei-

nern Nachtrag zum Bodenordnungsplan. Eine Wertermittlung erfotgtaufder Grundlage eines Ant'Tages.'l
ist schriftlich bis zum 31. 03. 2017 zu stellen.

Mit Zustimmung der Flurneuordnungsbehörde können die Teilnehmer den Wertausgteich unter sich regeln.
Ist infolge dwNeueinteilungdes Bodenordnungsgebietes der gesetzliche Grenzabstand von Bäumen zu den an-
grenzenden Grundstückennicht mehr gegeben, sind die Eigentümer und Nutzungsberechtigtender'anarenzenden

verpflichtet, die Bäume bis zurAbgängigkeit zu dulden.

Einzelstehende Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze sowie Bodendenkmale

Ejnzelstehende Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze und dergleichen gehen mit dem Besitzüberoana der
Grundstücke zu dem unter 1. /2. angegebenen Termin auf den Empfänger der Landabfindung"ube7

6. 2 Im Übrigen gelten die Einschränkungen des § 34 FlurbG bis zur Unanfechtbarkeit des Bodenordnungsolanes wei-
ter. Dem"ach dürfen einzelstehende Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze nurinAusnahmefäNen, "saoweitlandes'-

. Belange insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigTwerde^mit
zustimmun? der Flume"°rd"""gsbehörde beseitigt werden. Die Genehmigung der'Flumeuordnungs'be'ho'rde'kann
mit Auflagen versehen werden.

6. 3 Ist infolge de^Neueinteilungdes Bodenordnungsgebietes der gesetzliche Grenzabstand von Bäumen zu den an-
grenzenden Grundstücken nicht mehrgegeben, sind die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der'angrenzenden

verpflichtet, die Bäume bis zur Abgängigkeit zu dulden.
61 4 Bodendenkmate dürfen nicht beseitigt werden. Sie gehen ebenfalls mit dem unter 1. 12. genannten Termin in den

des Empfängers der Landabfindung über.

7. Waldgrundstücke

D.erBesltz'die verwaltun9 und die Nutzung an forstlich genutzten Grundstücken gehen am 28. 02. 2017 unter Be-
l der nachfolgenden Sonderregelungen auf den Empfänger der Landabfindung'überT

D;ew:ertd'fferenzen, zvl"schen de" ein9ebrachten und abgefundenen Holzwerten werden gesondert bestimmt. Die
^istin Geld auszugleichen (Holzausgleich). Die Flumeuordnungsbehörde regelt den Holzausflleichin

einem Nachtrag zum Bodenordnungsplan.

Die innerhalb der Grenzen der neuen Wegeflurstücke stehenden Bäume können bis zum 28. 02. 2017 auf alleinin
an Eigentümers stehen bleiben. Sind die Bäume nicht innerhalb der festgesetzten ZeBentfemt

rden, so ist dies als Besitzaufgabe und als Absicht auf Verzicht auf das Eigentum anzusehen-(§959BGB)"Das
BesltzrecM. gel1t mit dem 28'02-2017 auf clen EmP?ä"ger der Landabfindung des Wegefluretücks0 ube^Em'Holz''
ausgleich für diese durch Verzicht abgegebenen Bäume erfolgt nicht.

7, 4 Mit dem Besitzübergang geht auch die Verpflichtung der ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung entsprechend S 4
desWaldgeselzesdes Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBIJ/04, N'r06,"S!>137l^uletztTOlnT
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBI. /09, Nr. 8, S. 175, 184) über

7. 5 Im Übrigen gelten die Einschränkungen des § 85 Nr. 5 FlurbG bis zur Unanfechtbarkeit
weiter. Demnach bedürfen Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftunautostera'en"

l der Flurneuordnungsbehärde. Die Zustimmung darf nur im Einvernehmen mit de? zustandTaen
erteilt werden.

8. Instandsetzungsmalinahmen

Dje/'.'°toe'1. d'gen..l"standsetzungsmaßnahme" zur Ermö3lichung einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung der neu-
^n:ur"'1dst"cke werden; soweit sie. z"r Erreichung einer wertgleichen Abfiiidung notwendig sind, auf Kosten der

1. Anträge auf Durchführung solcher Maßnahmen müssen innerhalb eines Mo-

7.1

7.2

7.3
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tea^chnle :;nte:^ und 173-genannten Termlnen des B-ltzüberganges schriftlich an die Flurneuordnungs-behörde gestellt werden.

III. Abweichungen von diesen Bestimmungen

^luo^Tblh°rd!^nn.. dieseuberleit.un.9sbestim^
SS^^9e^in ^rd!nBnzelfaNanclemodere^nzen:DieseA"^erungen'od^E^n^;^

bekanntgemacht oder den Betroffenen mitgeteilt.

IV. Zwangsmittel und Geldbußen

Ds^FITe/»u^"Sb^o. rdekann^
,
§li. lveroa^"91vol^treck"n3s9esetz. für das Land Bran^^^^^^^
^'e!^ea^urchArtikel u des-Gesetzes TOm 23^SeptemberM08(GVBi'l/08:N^2ÜS'Io2v20^: Im^
^ ̂ ^^^ä^£ES=c?!^^LLNm. 2'"3.°derdes §85.Nr-5 FlurbGals ordnun9swid"9keitenmit"GoeMbauß^
können. Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeiten'bez?ehen, '3kon'ne'n'ei'ngTmgeun'cw^d'e'n'.1

Luckau, ^sB^4. Oktober 2016

Im Auf

l. Reppm^nn
Regionalle^mleilerinBodenordnung


